
Amtlicher Text der Datenschutz-Grundverordnung 
  

VERORDNUNG (EU) 2016/679 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 

RATES 

vom 27. April 2016 

zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 

freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 
  

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 
gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 
16, 
auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 
nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 
nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses, 
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen, 
gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
  
… 
 
(32) Die Einwilligung sollte durch eine eindeutige bestätigende Handlung erfolgen, mit der 
freiwillig, für den konkreten Fall, in informierter Weise und unmissverständlich bekundet wird, dass 
die betroffene Person mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten 
einverstanden ist, etwa in Form einer schriftlichen Erklärung, die auch elektronisch erfolgen kann, 
oder einer mündlichen Erklärung. Dies könnte etwa durch Anklicken eines Kästchens beim 
Besuch einer Internetseite, durch die Auswahl technischer Einstellungen für Dienste der 
Informationsgesellschaft oder durch eine andere Erklärung oder Verhaltensweise geschehen, mit 
der die betroffene Person in dem jeweiligen Kontext eindeutig ihr Einverständnis mit der 
beabsichtigten Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten signalisiert. Stillschweigen, bereits 
angekreuzte Kästchen oder Untätigkeit der betroffenen Person sollten daher keine Einwilligung 
darstellen. Die Einwilligung sollte sich auf alle zu demselben Zweck oder denselben Zwecken 
vorgenommenen Verarbeitungsvorgänge beziehen. Wenn die Verarbeitung mehreren Zwecken 
dient, sollte für alle diese Verarbeitungszwecke eine Einwilligung gegeben werden. Wird die 
betroffene Person auf elektronischem Weg zur Einwilligung aufgefordert, so muss die 
Aufforderung in klarer und knapper Form und ohne unnötige Unterbrechung des Dienstes, für den 
die Einwilligung gegeben wird, erfolgen 
 
…. 
 
(39) Jede Verarbeitung personenbezogener Daten sollte rechtmäßig und nach Treu und Glauben 
erfolgen. 2Für natürliche Personen sollte Transparenz dahingehend bestehen, dass sie 
betreffende personenbezogene Daten erhoben, verwendet, eingesehen oder anderweitig 
verarbeitet werden und in welchem Umfang die personenbezogenen Daten verarbeitet werden 
und künftig noch verarbeitet werden. 3Der Grundsatz der Transparenz setzt voraus, dass alle 
Informationen und Mitteilungen zur Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten leicht 
zugänglich und verständlich und in klarer und einfacher Sprache abgefasst sind. 4Dieser 
Grundsatz betrifft insbesondere die Informationen über die Identität des Verantwortlichen und die 
Zwecke der Verarbeitung und sonstige Informationen, die eine faire und transparente 
Verarbeitung im Hinblick auf die betroffenen natürlichen Personen gewährleisten, sowie deren 
Recht, eine Bestätigung und Auskunft darüber zu erhalten, welche sie betreffende 
personenbezogene Daten verarbeitet werden. 5Natürliche Personen sollten über die Risiken, 
Vorschriften, Garantien und Rechte im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener 



Daten informiert und darüber aufgeklärt werden, wie sie ihre diesbezüglichen Rechte geltend 
machen können. 6Insbesondere sollten die bestimmten Zwecke, zu denen die 
personenbezogenen Daten verarbeitet werden, eindeutig und rechtmäßig sein und zum Zeitpunkt 
der Erhebung der personenbezogenen Daten feststehen. 7Die personenbezogenen Daten sollten 
für die Zwecke, zu denen sie verarbeitet werden, angemessen und erheblich sowie auf das für die 
Zwecke ihrer Verarbeitung notwendige Maß beschränkt sein. 8Dies erfordert insbesondere, dass 
die Speicherfrist für personenbezogene Daten auf das unbedingt erforderliche Mindestmaß 
beschränkt bleibt. 9Personenbezogene Daten sollten nur verarbeitet werden dürfen, wenn der 
Zweck der Verarbeitung nicht in zumutbarer Weise durch andere Mittel erreicht werden kann. 
10Um sicherzustellen, dass die personenbezogenen Daten nicht länger als nötig gespeichert 
werden, sollte der Verantwortliche Fristen für ihre Löschung oder regelmäßige Überprüfung 
vorsehen. 11Es sollten alle vertretbaren Schritte unternommen werden, damit unrichtige 
personenbezogene Daten gelöscht oder berichtigt werden. 12Personenbezogene Daten sollten so 
verarbeitet werden, dass ihre Sicherheit und Vertraulichkeit hinreichend gewährleistet ist, wozu 
auch gehört, dass Unbefugte keinen Zugang zu den Daten haben und weder die Daten noch die 
Geräte, mit denen diese verarbeitet werden, benutzen können. 
 
 
… 
 
(42) Erfolgt die Verarbeitung mit Einwilligung der betroffenen Person, sollte der Verantwortliche 
nachweisen können, dass die betroffene Person ihre Einwilligung zu dem Verarbeitungsvorgang 
gegeben hat. Insbesondere bei Abgabe einer schriftlichen Erklärung in anderer Sache sollten 
Garantien sicherstellen, dass die betroffene Person weiß, dass und in welchem Umfang sie ihre 
Einwilligung erteilt. Gemäß der Richtlinie 93/13/EWG des Rates ( 1 ) sollte eine vom 
Verantwortlichen vorformulierte Einwilligungserklärung in verständlicher und leicht zugänglicher 
Form in einer klaren und einfachen Sprache zur Verfügung gestellt werden, und sie sollte keine 
missbräuchlichen Klauseln beinhalten. Damit sie in Kenntnis der Sachlage ihre Einwilligung geben 
kann, sollte die betroffene Person mindestens wissen, wer der Verantwortliche ist und für welche 
Zwecke ihre personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen. Es sollte nur dann davon 
ausgegangen werden, dass sie ihre Einwilligung freiwillig gegeben hat, wenn sie eine echte oder 
freie Wahl hat und somit in der Lage ist, die Einwilligung zu verweigern oder zurückzuziehen, ohne 
Nachteile zu erleiden. 
 
(43) Um sicherzustellen, dass die Einwilligung freiwillig erfolgt ist, sollte diese in besonderen 
Fällen, wenn zwischen der betroffenen Person und dem Verantwortlichen ein klares 
Ungleichgewicht besteht, insbesondere wenn es sich bei dem Verantwortlichen um eine Behörde 
handelt, und es deshalb in Anbetracht aller Umstände in dem speziellen Fall unwahrscheinlich ist, 
dass die Einwilligung freiwillig gegeben wurde, keine gültige Rechtsgrundlage liefern. Die 
Einwilligung gilt nicht als freiwillig erteilt, wenn zu verschiedenen Verarbeitungsvorgängen von 
personenbezogenen Daten nicht gesondert eine Einwilligung erteilt werden kann, obwohl dies im 
Einzelfall angebracht ist, oder wenn die Erfüllung eines Vertrags, einschließlich der Erbringung 
einer Dienstleistung, von der Einwilligung abhängig ist, obwohl diese Einwilligung für die Erfüllung 
nicht erforderlich ist. 
 

… 

(47) Die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung kann durch die berechtigten Interessen eines 

Verantwortlichen, auch eines Verantwortlichen, dem die personenbezogenen Daten offengelegt 

werden dürfen, oder eines Dritten begründet sein, sofern die Interessen oder die Grundrechte und 

Grundfreiheiten der betroffenen Person nicht überwiegen; dabei sind die vernünftigen 

Erwartungen der betroffenen Personen, die auf ihrer Beziehung zu dem Verantwortlichen 

beruhen, zu berücksichtigen. 2Ein berechtigtes Interesse könnte beispielsweise vorliegen, wenn 

eine maßgebliche und angemessene Beziehung zwischen der betroffenen Person und dem 

Verantwortlichen besteht, z. B. wenn die betroffene Person ein Kunde des Verantwortlichen ist 



oder in seinen Diensten steht. 3Auf jeden Fall wäre das Bestehen eines berechtigten Interesses 

besonders sorgfältig abzuwägen, wobei auch zu prüfen ist, ob eine betroffene Person zum 

Zeitpunkt der Erhebung der personenbezogenen Daten und angesichts der Umstände, unter 

denen sie erfolgt, vernünftigerweise absehen kann, dass möglicherweise eine Verarbeitung für 

diesen Zweck erfolgen wird. 4Insbesondere dann, wenn personenbezogene Daten in Situationen 

verarbeitet werden, in denen eine betroffene Person vernünftigerweise nicht mit einer weiteren 

Verarbeitung rechnen muss, könnten die Interessen und Grundrechte der betroffenen Person das 

Interesse des Verantwortlichen überwiegen. 5Da es dem Gesetzgeber obliegt, per 

Rechtsvorschrift die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 

Behörden zu schaffen, sollte diese Rechtsgrundlage nicht für Verarbeitungen durch Behörden 

gelten, die diese in Erfüllung ihrer Aufgaben vornehmen. 6Die Verarbeitung personenbezogener 

Daten im für die Verhinderung von Betrug unbedingt erforderlichen Umfang stellt ebenfalls ein 

berechtigtes Interesse des jeweiligen Verantwortlichen dar. 7Die Verarbeitung personenbezogener 

Daten zum Zwecke der Direktwerbung kann als eine einem berechtigten Interesse dienende 

Verarbeitung betrachtet werden. 

 

… 

 

(65) Eine betroffene Person sollte ein Recht auf Berichtigung der sie betreffenden 

personenbezogenen Daten besitzen sowie ein „Recht auf Vergessenwerden“, wenn die 

Speicherung ihrer Daten gegen diese Verordnung oder gegen das Unionsrecht oder das Recht 

der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, verstößt. 2Insbesondere sollten betroffene 

Personen Anspruch darauf haben, dass ihre personenbezogenen Daten gelöscht und nicht mehr 

verarbeitet werden, wenn die personenbezogenen Daten hinsichtlich der Zwecke, für die sie 

erhoben bzw. anderweitig verarbeitet wurden, nicht mehr benötigt werden, wenn die betroffenen 

Personen ihre Einwilligung in die Verarbeitung widerrufen oder Widerspruch gegen die 

Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten eingelegt haben oder wenn die 

Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten aus anderen Gründen gegen diese Verordnung 

verstößt. 3Dieses Recht ist insbesondere wichtig in Fällen, in denen die betroffene Person ihre 

Einwilligung noch im Kindesalter gegeben hat und insofern die mit der Verarbeitung verbundenen 

Gefahren nicht in vollem Umfang absehen konnte und die personenbezogenen Daten – 

insbesondere die im Internet gespeicherten – später löschen möchte. 4Die betroffene Person 

sollte dieses Recht auch dann ausüben können, wenn sie kein Kind mehr ist. 5Die weitere 

Speicherung der personenbezogenen Daten sollte jedoch rechtmäßig sein, wenn dies für die 

Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen 

Verpflichtung, für die Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in 

Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde, aus Gründen 

des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit, für im öffentlichen Interesse 

liegende Archivzwecke, zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu 

statistischen Zwecken oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 

Rechtsansprüchen erforderlich ist. 

 


